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I. Zusammenfassung 

Der deutsche Gesetzgeber hat gerade auch 
angesichts der Vorzüge der Schiedsgerichts-
barkeit erkannt, dass sich der Justiz- und 
Wirtschaftsstandort Deutschland nur durch 
neue Verfahrensregelungen und spezielle 
Spruchkörper stärken lässt, die eine englisch-
sprachige Verfahrensführung und effizientere 
Prozessleitung ermöglichen (s. unter II.). 

Umgesetzt wurde dieses Vorhaben in erster 
Linie durch das am 1.4.2025 in Kraft getretene 
Justizstandort-Stärkungsgesetz.1 Aufgrund 
des föderalen Regelungskonzeptes der Com-
mercial Courts und Commercial Chambers ist 
neben Bundesrecht stets auch Landesrecht in 
den Blick zu nehmen (s. unter III.). 

Die Commercial Courts sind als Fachsenate 
bestimmter Oberlandesgerichte kraft Partei-
vereinbarung oder rügeloser Einlassung erst-
instanzlich für spezielle wirtschaftsrechtliche 
Streitigkeiten ab einem Streitwert von 
500.000 € zuständig. Gegen ihre Urteile steht 
den Parteien unmittelbar und zulassungsfrei 
die Revision zum BGH offen (s. unter IV.). 

Bei den Commercial Chambers handelt es 
sich dagegen um spezielle Zivilkammern 
oder Kammern für Handelssachen an ausge-
wählten Landgerichten, die bestimmte Wirt-
schaftsstreitigkeiten verhandeln (s. unter V.) 

Die Neuerungen versprechen Expertise (ins-
besondere durch fachliche Konzentration auf 
bestimmte Senate) und Effizienz (insbeson-
dere durch einen frühzeitigen Organisations-

 

1 Gesetz zur Stärkung des Justizstandortes Deutschland 
durch Einführung von Commercial Courts und der Ge-
richtssprache Englisch in der Zivilgerichtsbarkeit (Justiz-

termin und teils deutlich verkürzten Instan-
zenzug), ermöglichen Englisch als Verfah-
renssprache und stärken den Schutz geheim-
haltungsbedürftiger Informationen (s. un-
ter VI.). 

Vergleicht man das staatliche Angebot der 
Commercial Courts mit Schiedsgerichten, so 
wird gerade für Unternehmen zu entscheiden 
sein, welche Form der Streitbeilegung den In-
teressen der Parteien im konkreten Einzelfall 
am besten gerecht wird. Wir stellen hierzu die 
jeweiligen Stärken und maßgeblichen Ge-
sichtspunkte vor (s. unter VII.). 

II. Vorzüge der Schiedsgerichtsbarkeit 
und Reformbedürftigkeit der deut-
schen Ziviljustiz 

In den Gesetzesmaterialien des Justizstand-
ort-Stärkungsgesetzes konstatiert der Ge-
setzgeber: „Für große Wirtschaftsstreitigkeiten 
bietet die ordentliche Gerichtsbarkeit in 
Deutschland insgesamt nur eingeschränkt 
zeitgemäße Verfahrensmöglichkeiten an“.2 

Zwar genießen die unabhängigen und zuver-
lässigen deutschen Gerichte mit ihren gut 
ausgebildeten Juristen und relativ zügigen, 
verhältnismäßig kostengünstigen Prozessen 
einen hervorragenden Ruf. Dennoch wird 
Deutschland nicht nur international selten als 
Gerichtsstandort gewählt, sondern auch nati-
onal wandern Wirtschaftsstreitsachen ver-
mehrt aus der Ziviljustiz ab.3 Solche Rechts-
streitigkeiten werden zunehmend in anderen 
Rechtsordnungen oder innerhalb der priva-

standort-Stärkungsgesetz), BGBl. 2024 I Nr. 302 vom 
10.10.2024. 
2 BT-Drs. 20/8649 (Gesetzesentwurf der BReg), S. 1. 
3 BT-Drs. 20/8649, S. 1, 16. 
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ten Schiedsgerichtsbarkeit (z.B. am London 
Commercial Court oder Singapore Internati-
onal Commercial Court) geführt. 

Für eine Wahl zugunsten der Schiedsgerichte 
sprechen in der Tat mehrere Gesichtspunkte: 
Gerade für Unternehmen und bei großvolu-
migen Streitsachen kann eine schnelle, ver-
trauliche und rechtssichere Konfliktlösung es-
sentiell sein. Schiedsverfahren zeichnen sich 
insoweit neben der Expertise ihrer Schieds-
richter vor allem durch eine kurze Verfahrens-
dauer ohne mehrstufigen Instanzenzug aus. 
Zudem gilt bei diesen – anders als vor staat-
lichen Gerichten – der Grundsatz der Nichtöf-
fentlichkeit der Verhandlung und eine in der 
Regel weitreichende Vertraulichkeit. Nicht zu-
letzt lassen sich Schiedsverfahren seit jeher 
auf Englisch oder in einer beliebigen anderen 
von den Parteien vereinbarten Verfahrens-
sprache führen, was internationalen Sachver-
halten Rechnung trägt und den Parteien ge-
sonderten Übersetzungsaufwand erspart. 
Insgesamt kommt den Parteien vor Schieds-
gerichten ein großer Gestaltungsspielraum 
(auch schon bei der Besetzung des Gerichts) 
zu, der flexible Anpassungen an die prakti-
schen Bedürfnisse des Einzelfalls erlaubt. 

Der Gesetzgeber hat vor diesem Hintergrund 
richtigerweise festgestellt, dass sich ein wei-
teres Abwandern wirtschaftlich bedeutsamer 

 
4 International ausgerichtete Spezialkammern sind auch 
in Deutschland nichts gänzlich Neues (solche Kammern 
bestehen etwa an den Landgerichten Bonn, Hamburg, 
Mannheim und Stuttgart), jedoch sind dortige Verfah-
ren unter der Einschränkung in englischer Sprache zu 
führen, dass die Klageschrift in deutscher Sprache ein-
gereicht werden muss, die Parteien keinen Anspruch 
auf die Einreichung englischsprachiger Urkunden ha-
ben und die Entscheidung in deutscher Sprache abge-
setzt wird, s. BT-Drs. 20/8649, S. 18 f. Näher zur Geset-

Rechtsmaterien aus der deutschen Ziviljustiz 
nur vermeiden lässt, wenn auch staatliche 
Verfahren künftig vollständig4 in englischer 
Sprache geführt werden können und man 
den Parteien auch sonst ein verfahrensrecht-
lich „attraktives Gesamtpaket“ bietet, das sich 
an den Bedürfnissen der Wirtschaft orien-
tiert.5 So will man sich dem Wettbewerb mit 
anerkannten ausländischen Handelsgerich-
ten und Schiedsgerichten stellen.6 

Ergänzend versucht der Gesetzgeber, wie der 
aktuelle Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Modernisierung des Schiedsverfahrens-
rechts zeigt, Deutschland auch als Schieds-
standort zu stärken.7 Zusammengefasst geht 
es dem Gesetzgeber also um die Attraktivität 
des Streitbeilegungs- und Wirtschaftsstand-
orts Deutschland insgesamt. Eine moderne 
und leistungsfähige Ziviljustiz spielt hierbei 
sicher eine bedeutende Rolle. 

Im Mittelpunkt der Reformbemühungen, die 
im Folgenden näher beleuchtet werden sol-
len, stand daher die Schaffung neuer Spruch-
körper mit englischer Gerichtssprache und 
möglichst zügigen Verfahren. Daneben sollen 
Geschäftsgeheimnisse stärker geschützt sein. 

zeshistorie des Justizstandort-Stärkungsgesetzes 
Otte/Lasch, NdsVBl 2026, 141 (141 f.). 
5 BT-Drs. 20/8649, S. 16, 18. 
6 Ähnlich z.B. auch die Niederlanden (Netherland Com-
mercial Court) und Frankreich (International Commer-
cial Chamber in Paris); vgl. Scholz, r+s 2025, 1117. 
7 Regierungsentwurf zum Gesetz zur Modernisierung 
des Schiedsverfahrensrechts sowie zu weiteren Ände-
rungen der Zivilprozessordnung im Bereich des inter-
nationalen Zivilverfahrensrechts, vom 10.6.2026. 
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III. Überblick: Föderale Einführung der 
neuen Spruchkörper 

Die Errichtung der Commercial Courts und 
Commercial Chambers als neue Spruchkör-
per des deutschen Zivilprozesses ist bewusst 
föderal ausgestaltet: 

Die rechtliche Grundlage hierfür findet sich 
zunächst in den §§ 119b, 184a f. GVG. Ergän-
zend regeln die §§ 606 ff. und §§ 610 ff. ZPO 
die Besonderheiten und Neuerungen der 
Verfahren vor den Commercial Courts und 
Commercial Chambers. Die nähere Ausge-
staltung der neuen Spruchkörper erfolgt 
dann durch das jeweilige Landesrecht. 

Auch wenn der Bundesgesetzgeber damit 
den rechtlichen Rahmen der Neuerungen 
vorgegeben hat, sind es die Länder, die zur 
Einführung und Umsetzung der Commercial 
Courts und Commercial Chambers ermäch-
tigt sind. Es steht ihnen frei, ob und inwieweit 
sie von der Ermächtigung Gebrauch machen, 
insbesondere welche Zuständigkeiten sie den 
jeweiligen Spruchkörpern konkret zuweisen. 

Diese Regelungstechnik eröffnet einerseits 
eine gewisse Flexibilität, mit der auf regionale 
Besonderheiten Rücksicht genommen wer-
den kann.8 Andererseits variieren die Streit-
gegenstände der Spruchkörper dadurch von 
Land zu Land, sodass ein Blick auch in das je-
weils einschlägige Landesrecht unerlässlich 
ist. Die geplante, zentrale Informationsplatt-
form zu den einzelnen Commercial Courts 

 
8 BT-Drs. 20/8649, S. 24 f. 
9 BT-Drs. 20/8649, S. 21 f. 
10 Näher v. Westphalen, IWRZ 2026, 55 (Stand: 1.4.2026): 
OLG Düsseldorf: fünf Verfahren in 2025, ein Post-M&A-
Verfahren in 2026 sowie drei erledigte Bausachen; Han-
seatisches OLG: drei Verfahren; KG in Berlin: ein Verfah-

(www.commercial-courts-germany.de), wel-
che in diesem Zusammenhang behilflich sein 
und einen Überblick verschaffen soll, befindet 
sich aktuell noch im Aufbau. 

Der Zugang zu den verschiedentlichen Rege-
lungen mag damit etwas sperrig sein. Die bis-
her veröffentlichten Zahlen stimmen aller-
dings grundsätzlich positiv: 

So rechnete der Bundesgesetzgeber in Bezug 
auf die Commercial Courts mit einer Einrich-
tung in fünf Ländern und insgesamt rund 21 
Verfahren pro Jahr.9 Für die Commercial 
Chambers prognostizierte er jährlich etwa 
100 Verfahren. 

Tatsächlich bestehen mittlerweile neun Com-
mercial Courts (in Stuttgart, München, Berlin, 
Bremen, Hamburg, Frankfurt, Celle, Düssel-
dorf und Dresden), die um zahlreiche Com-
mercial Chambers (in Baden-Württemberg, 
Berlin, Hamburg, Hessen, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen) ergänzt werden. 

Erste Fallzahlen deuten darauf hin, dass die 
neuen Spruchkörper teils (jedenfalls anfangs) 
wenig Anklang gefunden haben,10 teils aber 
auch sehr gut ankommen. So sind in Hessen 
beim Commercial Court Frankfurt und den 
Commercial Chambers Frankfurt innerhalb 
eines guten halben Jahres nach ihrer Einrich-
tung rund 60 Verfahren eingegangen. Die 
Streitwerte beliefen sich auf insgesamt rund 
840 Millionen Euro, mit einer Bandbreite von 
500.000 Euro bis rund 450 Millionen Euro.11 

ren; OLG Celle, OLG München, OLG Dresden und Han-
seatisches OLG in Bremen: kein Verfahren in 2025. 
11 https://justizministerium.hessen.de/presse/positive-
bilanz-der-neuen-commercial-courts, zuletzt abgeru-
fen am 25.6.2026. 

http://www.commercial-courts-germany.de/
https://justizministerium.hessen.de/presse/positive-bilanz-der-neuen-commercial-courts
https://justizministerium.hessen.de/presse/positive-bilanz-der-neuen-commercial-courts
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IV. Commercial Courts 

1. Überblick 

Bei den Commercial Courts handelt es sich 
gemäß § 119b Abs. 1 S. 1 GVG um einen oder 
mehrere Fachsenate bei (höchstens) einem 
Oberlandesgericht oder einem Obersten Lan-
desgericht, die erstinstanzlich für spezielle 
Wirtschaftsstreitigkeiten ab einem Streitwert 
von 500.000 Euro zuständig werden, sofern 
die Parteien dies vereinbaren. 

Zu den potentiellen Sachgebieten der Com-
mercial Courts – in deren Rahmen die Länder 
sodann Zuweisungen vornehmen können – 
zählen grundsätzlich drei Themenbereiche: 

Erfasst werden zum einen bürgerliche Rechts-
streitigkeiten zwischen Unternehmern (§ 14 
BGB) – mit Ausnahme von solchen auf dem 
Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes, des 
Urheberrechts sowie über Ansprüche nach 
dem UWG (§ 119b Abs. 1 S. 1 Nr. 1 GVG).12 

Eine potentielle Zuständigkeit der Commer-
cial Courts besteht zum anderen für Streitig-
keiten aus oder im Zusammenhang mit dem 
Erwerb eines Unternehmens oder von Antei-
len an einem Unternehmen (§ 119b Abs. 1 
S. 1 Nr. 2 GVG). 

Schließlich sind den Commercial Courts auch 
Streitigkeiten zwischen Gesellschaft und Mit-
gliedern des Leitungsorgans oder Aufsichts-
rats zugewiesen (§ 119b Abs. 1 S. 1 Nr. 3 
GVG). 

 
12 Hintergrund dieser Ausnahmebereiche ist, dass der 
Gesetzgeber insoweit eine signifikante Abwanderung in 
andere Rechtsordnungen oder die Schiedsgerichtsbar-
keit für nicht erkennbar hält, s. BT-Drs. 20/8649, S. 25. 
13 § 1 Abs. 1 NdsCCVO; § 1 Abs. 1 HmbCCVO. 

Ausgeklammert bleiben demgegenüber Be-
schlussmängelrecht sowie Verfahren nach 
§ 71 Abs. 2 Nr. 4 GVG und § 375 FamFG. 

Die Zuständigkeit eines Commercial Courts 
kann zwar auch auf Materien erstreckt wer-
den, die an sich der ausschließlichen Zustän-
digkeit anderer Gerichte unterliegen (§ 119b 
Abs. 1 S. 3 GVG). Die Länder haben bei der 
Schaffung ihrer Commercial Courts vor allem 
aber von der Befugnis Gebrauch gemacht, die 
jeweiligen Zuständigkeitsbereiche zu be-
schränken (§ 119b Abs. 1 S. 2 GVG) und 
dadurch konkrete Schwerpunkte zu setzen: 

Während die Commercial Courts beim OLG 
Celle und in Hamburg noch für grundsätzlich 
alle soeben genannten Sachgebiete des 
§ 119b Abs. 1 S. 1 Nr. 1-3 GVG offenstehen,13 
beschränkt sich beispielsweise der Commer-
cial Court München auf Lieferkettenstreitig-
keiten und gesellschaftsrechtliche Organ-
streitigkeiten.14 In Berlin verhandelt der Com-
mercial Court des KG baurechtliche Streitig-
keiten (aus Bau-, Architekten- und Ingenieur-
verträgen),15 während etwa der Bremer Han-
seatic Commercial Court neben Ansprüchen 
aus Fracht-, Speditions- oder Lagergeschäf-
ten für Streitigkeiten betreffend Wasserstoff-
technologie und Luftfahrt- und Weltraum-
technologie zuständig ist.16 Die Zuständigkeit 
des Commercial Courts Dresden ist ebenfalls 
auf bestimmte Materien beschränkt, unter 
anderem beschäftigt sich dieser mit Streitig-
keiten aus Bankgeschäften sowie Immobiliar-
miet- und Immobiliarpachtverhältnissen.17 

14 § 1a Abs. 2 S. 1 Nr. 1 GZVJu. 
15 § 1 Abs. 1 CCVO. 
16 § 1 Abs. 2 BremCCVO. 
17 § 7 SächsJOrgVO. 
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Nordrhein-Westfalen als größter Versiche-
rungsstandort Deutschlands weist seinem 
Commercial Court beim OLG Düsseldorf ne-
ben baurechtlichen und gesellschaftsrechtli-
chen Streitigkeiten insbesondere auch 
Rechtsstreitigkeiten aus Versicherungsver-
tragsverhältnissen zu.18 

Kooperationen zwischen den Ländern, wie sie 
§ 119b Abs. 6 GVG ermöglichen würde, gibt 
es dagegen bislang nicht. 

Derartige Beschränkungen bezwecken eine 
Spezialisierung der einzelnen Fachsenate und 
schaffen ein vielfältiges Angebot, auch wenn 
dies gleichzeitig zu einer gewissen Zersplitte-
rung der deutschen Commercial-Court-Land-
schaft geführt hat. Bei der Beratung von Man-
danten zu der Frage, ob einer der Commercial 
Courts für sie als Streitentscheidungsforum 
infrage kommt, wird demnach ganz konkret 
auf den jeweiligen Einzelfall und die diesbe-
züglichen Parteiinteressen abzustellen sein. 

2. Prorogation 

Wollen die Parteien die Zuständigkeit eines 
Commercial Courts begründen, so haben sie 
hierzu eine ausdrückliche oder stillschwei-
gende Vereinbarung zu treffen (§ 119b Abs. 2 
S. 1 GVG). Diese Vereinbarung hat der Kläger 
in seiner Klageschrift, in der er die Verfah-
rensführung vor dem betreffenden Commer-
cial Court zu beantragen hat, zugleich darzu-
legen (§ 610 Abs. 2 ZPO). 

 
18 § 1 Abs. 2 NRWComCouChambVO. 
19 Anders als § 39 ZPO, der für eine rügelose Einlassung 
mündliches Verhandeln zur Hauptsache verlangt. 
20 Der Commercial Court und die Commercial Cham-
bers Stuttgart bieten als Formulierungshilfe eine „Stutt-

Alternativ wird der Commercial Court zustän-
dig, wenn sich der Beklagte auf den Antrag 
des Klägers in der Klageerwiderung rügelos 
einlässt (§ 119b Abs. 2 S. 3 GVG).19 

Die Prorogation eines Commercial Courts 
kann hiernach formlos erfolgen, auch wenn 
sich eine schriftliche Vereinbarung sicherlich 
mehr als empfiehlt.20 Bei der Vertragsgestal-
tung bleibt zudem – gerade in Fällen mit 
grenzüberschreitendem Sachverhalt – zu be-
achten, dass völkerrechtliche Regelungen 
Vorrang genießen und auch Unionsrecht wei-
terhin Anwendung findet (§ 119b Abs. 7 
GVG). Dies betrifft (auch mit Blick auf For-
manforderungen) insbesondere Art. 25 Brüs-
sel-Ia-VO sowie das LugÜ und HGÜ.21 

3. Instanzenzug 

Der Instanzenzug ist aus den genannten Effi-
zienzgründen bewusst straff gehalten: 

Nach der Entscheidung eines Commercial 
Courts steht den Parteien unmittelbar und 
zulassungsfrei die Revision zum BGH offen 
(§ 614 ZPO).22 Eine Berufung als zweite Tatsa-
cheninstanz gibt es also nicht. Auch auf Fra-
gen der Revisionszulassung (§§ 543 f. ZPO), 
wie diejenige nach einer grundsätzlichen Be-

garter Musterklausel“ an. Die Gerichte betonen aber zu 
Recht, dass auch diese eine fachkundige anwaltliche Be-
ratung im jeweiligen Einzelfall nicht ersetzen kann. 
21 BT-Drs. 20/8649, S. 27. 
22 Krit. Koch, MDR 2024, 1015 (1018). 

Zuständigkeit der Commercial Courts 

✅ Sachgebiet eines Commercial Courts 

✅ Mindeststreitwert von 500.000 Euro 

✅ Prorogation kraft Parteivereinbarung 
oder rügeloser Einlassung 
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deutung der Rechtssache (§ 543 Abs. 2 S. 1 
Nr. 1 ZPO), und damit einhergehende Un-
wägbarkeiten kommt es hier nicht an. 

Erreicht werden soll damit zum einen ein zü-
giger und somit zugleich auch kostengünsti-
gerer Abschluss des Verfahrens.23 Zum ande-
ren wird den Parteien eine höchstrichterliche 
Klärung strittiger Rechtsfragen garantiert. 

Sollten sich die Parteien – vergleichbar zum 
Schiedsverfahren – auf eine Instanz be-
schränken wollen, können sie einvernehmlich 
auf das Rechtsmittel der Revision verzichten. 
Im Schrifttum wird als weitgehend unstrittig 
behandelt, dass dieser Verzicht sich nicht erst 
nach dem Urteil eines Commercial Courts er-
klären lässt, sondern auch schon vorab bei 
Vertragsschluss vereinbart werden kann.24 

Daneben können die Commercial Courts je 
nach Landesrecht auch als Berufungs- oder 
Beschwerdegericht der Commercial Cham-
bers fungieren (§ 119b Abs. 4 GVG), auf die 
im Folgenden eingegangen wird. 

V. Commercial Chambers 

Ergänzend ermöglicht der Bundesgesetzge-
ber den Ländern, Commercial Chambers ein-
zurichten (§ 184a Abs. 1 S. 1 Nr. 1 GVG). Diese 
stellen bestimmte – im Grunde aber „ge-
wöhnliche“ – Zivilkammern oder Kammern 
für Handelssachen an ausgewählten Landge-
richten dar. 

 
23 BT-Drs. 20/8649, S. 22 f. 
24 Wolff, NJW 2025, 1081 (1084); Diekmann, NJW 2021, 
605 (606); Melin, IWRZ 2025, 231 (234); Rädler, 
SchiedsVZ 2025, 228 (230); a.A. wohl Riehm/Thomas, 
NJW 2022, 1725 (1728) m.w.N., die im Vorfeld des Jus-
tizstandort-Stärkungsgesetzes darauf hingewiesen ha-
ben, dass ein Verzicht nach h.M. nur in Bezug auf eine 
konkrete, bereits entstandene Streitigkeit zulässig sei. 

Die Commercial Chambers verhandeln aus-
gewählte Rechtsstreitigkeiten gemäß § 119b 
Abs. 1 S. 1 GVG, also potentiell alle Sachge-
biete der Commercial Courts (s. unter IV.1.). 

Anders als die Commercial Courts kennen die 
Commercial Chambers bundesgesetzlich kei-
nen Mindeststreitwert. Manche Länder ma-
chen aber auch insoweit Vorgaben.25 

Ein dogmatischer Unterschied besteht zudem 
darin, dass die Commercial Chambers als sol-
che keiner Prorogation zugänglich sind. We-
der müssen die Parteien die Zuständigkeit 
dieser Spruchkörper vereinbaren, noch kön-
nen sie es.26 Maßgeblich ist vielmehr nach all-
gemeinen Regeln die örtliche und sachliche 
Zuständigkeit des jeweiligen Landgerichts. 
Insoweit besteht freilich – vor Entstehen der 
Streitigkeit allerdings nur für Kaufleute – die 
Möglichkeit, eine Gerichtsstandsvereinba-
rung zu treffen (§ 38 Abs. 1 ZPO). Um sodann 
zur Commercial Chamber zu gelangen, muss 
eine solche am zuständigen Landgericht ein-
gerichtet sein und die konkrete Streitigkeit in 
deren Sachgebiete fallen. Weiter können die 
Parteien Einfluss nehmen, indem sie Englisch 
als Verfahrenssprache wählen (§ 184a Abs. 3 
GVG). Denn vollständig auf Englisch kann an 
Landgerichten nur vor den Commercial 
Chambers verhandelt werden (s. unter VI.2.). 

Die Rechtsmittelinstanzen richten sich nach 
dem gewöhnlichen Instanzenzug der Land-

25 Die Commercial Chambers Frankfurt setzen einen 
Mindeststreitwert von 500.000 Euro voraus (§ 4a Abs. 1 
JuZuV), in NRW sind teils 500.000 Euro, teils 100.000 
Euro nötig (§ 2 Abs. 2 NRWComCouChambVO). 
26 Zutreffend Wolff, NJW 2025, 1081 (1085); Melin, 
BWNotZ 2026, 58 (65) m.w.N. 
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gerichte. Auf das Urteil einer Commercial 
Chamber folgt die Berufung beim Oberlan-
desgericht. Eine Besonderheit besteht hierbei 
allein darin, dass beim Oberlandesgericht un-
ter Umständen ein dort eingerichteter Com-
mercial Court als Berufungsgericht entschei-
det. Anschließend kann es – im Falle einer Zu-
lassung der Revision, die hier weiterhin nötig 
ist (§ 543 ZPO) – zum BGH als Revisionsge-
richt gehen. Anders als bei den Commercial 
Courts ist der Instanzenzug bei den Commer-
cial Chambers also wie üblich dreistufig und 
die Revision nicht zulassungsfrei. 

VI. Die wesentlichen Neuerungen 

1. Fachkundige Effizienz 

Die neuen Spruchkörper werben vor allem 
mit der Expertise ihrer Richter in den betref-
fenden Rechtsmaterien und einer zeitnahen 
Erledigung des Rechtsstreits unter dem Ein-
satz moderner Ausstattung und Technik. 

Auf die Spezialisierung, die mit den landes-
rechtlichen Beschränkungen der Sachgebiete 
ihrer Spruchkörper einhergeht, haben wir be-
reits hingewiesen (s. unter III. und IV.1.). 

 
27 BT-Drs. 20/8649, S. 17. 
28 BT-Drs. 20/8649, S. 17. 

Ein wesentlicher Faktor gerade der Commer-
cial Courts ist zudem, dass es sich bei diesen 
um Senate bei einem Oberlandesgericht han-
delt. Die dortigen Richter verfügen in der Re-
gel über eine größere Berufserfahrung und 
mehr Spezialkenntnisse als Richter an Amts- 
oder Landgerichten.27 Zudem erlauben die 
Pensen an den Oberlandesgerichten eine ver-
stärkte Konzentration auf das einzelne Ver-
fahren und auch die geringere Personalfluk-
tuation in den Senaten erscheint vorteilhaft.28 

Konsequent ist ebenfalls, dass eine Entschei-
dung durch den Einzelrichter in den Fällen 
der Commercial Courts von vornherein aus-
geschlossen ist (§ 610 Abs. 1 ZPO). Damit 
wird sichergestellt, dass diese stets in voller 
Senatsbesetzung entscheiden, was der Ent-
scheidungsqualität und Profilierung des 
Commercial Courts gewiss zuträglich ist.29 

Auf den Homepages der Gerichte können 
sich die Parteien anhand veröffentlichter In-
formationen zu den Senatsmitgliedern ein 
Bild von der Expertise des jeweiligen Com-
mercial Courts machen. 

Dass den Parteien ein Verfahren angeboten 
werden soll, das vor allem auch effizient ist, 
zeigt sich nicht nur am verkürzten Instanzen-
zug der Commercial Courts (s. unter IV.3.). 
Vielmehr ist auch schon das erstinstanzliche 
Verfahren – sowohl der Commercial Courts 
als auch der Commercial Chambers – auf eine 
deutlich zügigere Erledigung angelegt: 

Nach dem Vorbild der schiedsrechtlichen 
Case Management Conference können vor 
diesen Spruchkörpern in einem verpflichten-

29 So auch Wolff, NJW 2025, 1081 (1083). 

Zuständigkeit der Commercial Cham-
bers 

✅ Zuständigkeit eines Landgerichts (ggf. 
kraft Gerichtsstandsvereinbarung) 

✅ Sachgebiet einer Commercial Cham-
ber dieses Landgerichts 

✅ Ggf. Mindeststreitwert 

✅ Ggf. Einflussnahme über Sprachwahl 
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den, frühzeitigen („so früh wie möglich“) Or-
ganisationstermin (z.B. im Rahmen einer Te-
lefon- oder Videokonferenz) Verfahrensver-
einbarungen getroffen, der Streitstoff abge-
schichtet und ein Verfahrenskalender festge-
legt werden (§ 612 ZPO). Dies hilft, zeitliche 
Verzögerungen wie etwa durch Fristverlänge-
rungs- und Terminverlegungsanträge zu ver-
meiden.30 

Sichergestellt sein soll überdies, dass die 
OLG-Richter die Verfahren der Commercial 
Courts vorrangig bearbeiten können.31 

Das bundesweit erste Commercial-Court-Ur-
teil beim Hanseatischen Oberlandesgericht 
erging in der Tat auch innerhalb von nur vier 
Monaten32 und auch unserem bisherigen Ein-
druck zufolge werden die Verfahren zügig 
aufgesetzt und straff geführt. 

Zusätzlich besteht nun vor den Commercial 
Courts und Commercial Chambers auf Antrag 
die Option, dass ein während der Verhand-
lung oder einer Beweisaufnahme mitlesbares 
Wortprotokoll geführt wird (§ 613 ZPO). Die-
ses soll, wie aus der Schiedsgerichtsbarkeit 
bekannt, den genauen Wortlaut von Äuße-
rungen (auch der Zeugen und Sachverständi-
gen) wiedergeben und damit nicht nur eine 

 
30 BT-Drs. 20/8649, S. 37. 
31 So bestimmt der Geschäftsverteilungsplan des OLG 
München einen Vorrang der Tätigkeit am Commercial 
Court vor anderen Aufgaben der beteiligten Richter. 
32 Hanseatisches OLG (Commercial Court I), Urt. v. 
27.11.2025 – I CC 1/25 = BeckRS 2025, 43998; 
https://www.commercial-court.hamburg/bundesweit-
erstes-commercial-court-urteil-verkuendet-1123910, 
zuletzt abgerufen am 25.6.2026. 
33 BT-Drs. 20/8649, S. 38. 
34 Otte/Lasch, NdsVBl 2026, 141 (143). 
35 Gleiches gilt für Oberlandesgerichte, wenn diese für 
die Berufung oder Beschwerde über Entscheidungen ei-

revisionsrechtliche Überprüfung des Prozess-
verlaufs, sondern auch einen Dialog und Ab-
sprachemöglichkeiten mit Personen erleich-
tern, die sich außerhalb des Gerichtssaals auf-
halten.33 KI-gestützte Transkriptionssoftware 
dürfte hier künftig an Bedeutung gewinnen.34 

2. Englisch als Verfahrenssprache 

a) Allgemeines 

Abweichend von dem Grundsatz, dass vor 
deutschen Gerichten auf Deutsch (oder Sor-
bisch) verhandelt wird (§ 184 S. 1 GVG), lässt 
das Justizstandort-Stärkungsgesetz im Falle 
der Commercial Courts und Commercial 
Chambers35 nun auch vollständig auf Englisch 
geführte Verfahren zu (§ 184a GVG). 

Anders als es die englische Bezeichnung ver-
muten ließe, ist vor diesen Spruchkörpern 
nicht überall zwingend auf Englisch zu ver-
handeln.36 Es steht den Parteien vielmehr oft-
mals frei, zwischen Deutsch und Englisch zu 
wählen. Die meisten Commercial Courts und 
Commercial Chambers lassen beide Verfah-
renssprachen zu, manche nur die englische.37 
Unter den Commercial Courts ist dies allein 
beim OLG Dresden diametral anders, bei dem 
ausschließlich auf Deutsch verhandelt werden 

ner Commercial Chamber zuständig sind (§ 184 Abs. 1 
S. 1 Nr. 1 Var. 2 GVG). 
36 Auch bei den Commercial Chambers, die ursprüng-
lich als rein englischsprachige Spruchkörper konzipiert 
waren, ermöglicht § 184 Abs. 1 S. 2 GVG den Ländern, 
„auch“ deutschsprachige Verfahren zuzulassen. 
37 Für die Commercial Chambers: Deutsch und Englisch 
sind etwa in Baden-Württemberg (§ 7a Abs. 3 ZuVOJu) 
und Hessen (§ 4a Abs. 2 JuZuV) möglich; nur Englisch 
ist zugelassen in Berlin (§ 2 Abs. 1 CCVO), Hamburg (§ 2 
HmbCCVO) und Nordrhein-Westfalen (§ 2 Abs. 2 
NRWComCouChambVO). 

https://www.commercial-court.hamburg/bundesweit-erstes-commercial-court-urteil-verkuendet-1123910
https://www.commercial-court.hamburg/bundesweit-erstes-commercial-court-urteil-verkuendet-1123910
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kann (und nur über Streitigkeiten, die „nach 
deutschem Recht zu beurteilen sind“).38 

Parallel zur Zuständigkeitsbegründung der 
Commercial Courts (s. unter IV.2.) verlangt 
die Sprachwahl der Parteien zugunsten einer 
Verfahrensführung auf Englisch eine aus-
drückliche oder stillschweigende Vereinba-
rung oder eine insoweit rügelose, englisch-
sprachige Einlassung des Beklagten in seiner 
Klageerwiderung auf die in englischer Spra-
che einzureichende Klageschrift der Klägers 
(§ 606 S. 1 ZPO). 

Auf ein Formerfordernis verzichtet der Ge-
setzgeber auch hier. Vor dem Hintergrund, 
dass vor den Landgerichten und Oberlandes-
gerichten Anwaltszwang besteht und es sich 
in der Regel um geschäftserfahrene Parteien 
handeln wird,39 leuchten diese vergleichs-
weise geringen Anforderungen ein. 

Im Fall einer rügelosen Einlassung ergehen 
die Verfügungen des Gerichts zunächst noch 
auf Deutsch (§ 184 S. 1 GVG), ehe sich der Be-
klagte auf die englische Verfahrensführung 
eingelassen hat.40 

Möglich ist auch ein gemischtsprachiger Par-
teivortrag (§ 184a Abs. 3 S. 2 GVG). Es bleibt 
den Parteien unbenommen, in der jeweils an-
deren Sprache (Deutsch oder Englisch) vorzu-
tragen, solange dies vereinbart ist oder keine 
Partei unverzüglich widerspricht. 

 
38 § 7 Abs. 2 SächsJOrgVO; bei allen anderen Commer-
cial Courts sind beide Verfahrenssprachen zulässig (§ 7 
Abs. 3 ZuVOJu; § 1a Abs. 3 GZVJu; § 2 CCVO; § 2 
BremCCVO; § 1 Abs. 2 HmbCCVO; § 9a Abs. 3 JuZuV; § 3 
NdsCCVO; § 1 Abs. 3 NRWComCouChambVO). 
39 BT-Drs. 20/8649, S. 29. 
40 BT-Drs. 20/8649, S. 29. 

Ist das Verfahren auf Englisch zu führen, so 
gelten – über die englische Verhandlungs-
sprache als solche hinaus – weitere verfah-
rensrechtliche Besonderheiten: 

Ein Dolmetscher oder Übersetzer kann jeder-
zeit hinzugezogen werden, sofern dies erfor-
derlich ist (§ 184a Abs. 3 S. 1 Nr. 1 GVG). 

Zudem findet § 142 Abs. 3 ZPO auf englisch-
sprachige Urkunden keine Anwendung, so-
dass eine Übersetzung dieser Urkunden ins 
Deutsche von Seiten des Gerichts – anders als 
bisher – nicht mehr verlangt werden kann 
(§ 184a Abs. 3 S. 1 Nr. 2 GVG). Bei englisch-
sprachigen Vertragsunterlagen kann dies die 
Parteien enorm entlasten. 

Umgekehrt sind neuerdings deutschspra-
chige Urkunden gegebenenfalls ins Englische 
zu übersetzen (§ 184a Abs. 3 S. 1 Nr. 3 GVG). 
Urkunden in sonstigen Sprachen scheinen 
hingegen – was bei einer englischen Verfah-
rensführung nicht wirklich stimmig wirkt – 
weiterhin ins Deutsche zu übersetzen zu sein. 

Das Urteil ergeht auf Englisch (vgl. § 608 ZPO 
bezüglich Übersetzungen zu Vollstreckungs-
zwecken)41 und auch Rechtsmittelschriften 
sind grundsätzlich42 in englischer Sprache 
einzureichen (§ 609 ZPO).43 

41 Krit. Bauer-Gerland, ZIP 2026, 129 (135), die u.a. auf 
das fehlende Antragsrecht Dritter (§ 607 ZPO) hinweist. 
42 Anders teils im Falle der Revision beim BGH (§ 609 
Abs. 2 ZPO), die nicht zwingend englischsprachig ge-
führt wird; hierzu sogleich im Text. 
43 Krit. Bauer-Gerland, ZIP 2026, 129 (135). 
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b) Dritte 

Für Dritte44 sieht das Gesetz einen besonde-
ren Schutz vor: Da diese einer englischspra-
chigen Verfahrensführung nicht zugestimmt 
haben müssen, könnten sie sich dem Grunde 
nach weiterhin auf den Grundsatz der deut-
schen Gerichtssprache berufen (§ 184 GVG). 
Werden sie als Nebenintervenient oder mit-
tels Streitverkündung45 in den Rechtsstreit 
einbezogen oder soll das Urteil Rechtskraft 
für und gegen sie entfalten,46 so ist deshalb 
auf Antrag eines Dritten ein Dolmetscher hin-
zuzuziehen und Urkunden müssen gegebe-
nenfalls ins Deutsche übersetzt werden 
(§ 184a Abs. 4 GVG).47 

Um einen Dritten in den Rechtsstreit einzube-
ziehen, kann es – wenn der Dritte der Zustel-
lung eines englischsprachigen Schriftsatzes 
aufgrund mangelnder Sprachkenntnisse wi-
derspricht – erforderlich sein, ihm den Schrift-
satz zusammen mit einer deutschen Überset-
zung zuzustellen. Die diesbezüglichen Details 
des § 607 ZPO sind aus der EuZustVO be-
kannt, insoweit wurde bewusst ein Gleichlauf 
mit den Anforderungen an grenzüberschrei-
tende Zustellungen gerichtlicher und außer-
gerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Han-
delssachen hergestellt.48 

 
44 Zum Begriff des Dritten und Schwierigkeiten insbe-
sondere in Fällen der subjektiven Klageerweiterung 
Bauer-Gerland, ZIP 2026, 129 (130 ff.). 
45 Zu Problematik der Interventionswirkung in einem 
auf Deutsch geführten Folgeprozess Bauer-Gerland, ZIP 
2026, 129 (135 ff.). 
46 Die Gesetzesmaterialien erläutern nicht, ob die Be-
zugnahme auf die Rechtskraftwirkung gegenüber Drit-
ten nur diejenige wie in §§ 325 ff. ZPO meint oder deut-
lich weitreichender etwa auch materiellrechtliche Dritt-
wirkungen rechtskräftiger Entscheidungen erfasst sein 
sollen; ausführlich zu diesen verschiedenen Wirkungs-
formen Bäuml, Bürgschaft und Prozess, S. 1 ff. 

c) Englisch in der Revision am BGH 

Kritikwürdig und kontraproduktiv erscheint, 
dass die von den Parteien getroffene Wahl, 
ihr Verfahren auf Englisch zu führen, in der 
Revisionsinstanz nicht zwingend Bestand hat. 
Selbst wenn die Parteien eine englischspra-
chige Fortführung in der Rechtsmittelschrift 
beantragen, steht es gemäß § 184b Abs. 1 
GVG im freien Ermessen des BGH, ob er dem 
Antrag stattgibt. Auch wenn der BGH einer 
englischen Verfahrensführung zustimmt, 
bleibt er befugt, eine Übersetzung englischer 
Urkunden ins Deutsche zu verlangen (§§ 184b 
Abs. 1 S. 2, 184a Abs. 3 GVG, § 142 Abs. 3 
ZPO) und kann jederzeit anordnen, dass ins-
gesamt ins Deutsche gewechselt wird oder 
Teile der Verfahrensakte ins Deutsche über-
setzt werden (§ 184b Abs. 2 GVG).49 

Die Verfahrenssprache in der Revision hängt 
mithin an Einzelfallentscheidungen des BGH, 
was die Attraktivität eines Commercial-
Court-Verfahrens deutlich reduzieren kann. 
Der Gesetzgeber nimmt den drohenden 
Sprachenbruch gleichwohl in Kauf, da der 
BGH „eine englischsprachige Verfahrensfüh-
rung in sämtlichen seiner Sachgebiete erst 
mittel- bis langfristig sicherstellen kann“.50 

47 Krit., unter anderem zur diesbezüglich fehlenden Be-
lehrung des Dritten, zum fehlenden Recht auf einen 
Übersetzer sowie zur Frage, wie bei Nichtbeitritt des 
Streitverkündungsempfängers zu verfahren ist, Bauer-
Gerland, ZIP 2026, 129 (131, 133). 
48 BT-Drs. 20/8649, S. 34; krit. Bauer-Gerland, ZIP 2026, 
129 (132 f.). 
49 Diese Übersetzung (§ 184b Abs. 2 S. 2 GVG) erfolgt 
(wie die Veröffentlichung gemäß § 608 Abs. 3 ZPO) auf 
Staatskosten: Anm. zum KV GKG, Nr. 9005, Abs. 7. 
50 BT-Drs. 20/8649, S. 31. 
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Für den Fall, dass der BGH eine englischspra-
chige Verfahrensführung ablehnt, empfiehlt 
sich unter anderem, die Zustellung einer eng-
lischen Übersetzung der Schriftsätze von An-
walt zu Anwalt zu vereinbaren.51 

3. Verstärkter Schutz geheimhaltungs-
bedürftiger Informationen 

Einer der maßgeblichen Unterschiede zur pri-
vaten Schiedsgerichtsbarkeit besteht darin, 
dass vor deutschen Gerichten grundsätzlich 
öffentlich verhandelt wird (§ 169 GVG) (s. un-
ter II.). Hiervon soll und kann aus verfas-
sungsrechtlichen Gründen nicht abgewichen 
werden.52 Immerhin aber werden geheimhal-
tungsbedürftige Informationen jetzt gemäß 
§ 273a ZPO besser geschützt. Die Regelung 
gilt für alle bürgerlich-rechtlichen Streitigkei-
ten, also nicht nur vor Commercial Courts und 
Commercial Chambers. 

Die bisherigen Schutzvorschriften (§§ 172 ff. 
GVG) griffen erst ab Beginn der mündlichen 
Verhandlung (nicht schon in der Klageschrift) 
und waren nicht geeignet, die Nutzung der 
im Verfahren erlangten Kenntnisse zu unter-
binden.53 Demgegenüber können streitge-
genständliche Informationen nun auf Antrag 
ganz oder teilweise als geheimhaltungsbe-
dürftig eingestuft werden, § 273a ZPO. 

Die Einstufung hat zur Folge, dass die Infor-
mationen gemäß §§ 16 Abs. 2, 18 GeschGehG 
während und nach Abschluss des Verfahrens 
vertraulich behandelt werden müssen. Sie 
dürfen außerhalb des gerichtlichen Verfah-
rens nicht genutzt oder offengelegt werden, 

 
51 So auch Rädler, SchiedsVZ 2025, 228 (232). 
52 Pabst, in MüKoZPO, 6. Aufl. 2022, § 169 GVG Rn. 4. 
53 BT-Drs. 20/8649, S. 32. 

es sei denn, dass von diesen außerhalb des 
Verfahrens Kenntnis erlangt wurde. Ferner 
kann das Gericht den Zugang zu den Infor-
mationen auf Antrag beschränken und die 
Öffentlichkeit von der mündlichen Verhand-
lung ausschließen (§ 19 GeschGehG). 

Voraussetzung ist, dass die Informationen ein 
Geschäftsgeheimnis nach § 2 Nr. 1 Gesch-
GehG sein können – das Potential eines Ge-
schäftsgeheimnisses ist also ausreichend. 

Eine Information ist ein Geschäftsgeheimnis, 
wenn sie a) weder insgesamt noch in der ge-
nauen Anordnung und Zusammensetzung 
ihrer Bestandteile den Personen in den Krei-
sen, die üblicherweise mit dieser Art von In-
formationen umgehen, allgemein bekannt 
oder ohne Weiteres zugänglich ist und daher 
von wirtschaftlichem Wert ist und b) die Ge-
genstand von den Umständen nach ange-
messenen Geheimhaltungsmaßnahmen 
durch ihren rechtmäßigen Inhaber ist und 
c) bei der ein berechtigtes Interesse an der 
Geheimhaltung besteht. 

Anders als bei Schiedsgerichten, vor denen 
nichtöffentlich verhandelt wird und meist ein 
weitreichender Vertraulichkeitsgrundsatz be-
steht bzw. vereinbart wird, ist der Vertraulich-
keitsschutz gemäß § 273a ZPO mithin auf 
(potentielle) Geschäftsgeheimnisse be-
schränkt und unterliegt Wertungen sowie 
letztlich dem (pflichtgemäßen) Ermessen des 
Gerichts, auch wenn dieses regelmäßig auf 
Null reduziert sein wird.54 Die häufig schon als 
solche geheimhaltungsbedürftige Tatsache, 

54 Foerste, in Musielak/Voit/Foerste, ZPO, 23. Aufl. 2026, 
§ 273a ZPO Rn. 5; Wolff, NJW 2025, 1081 (1086). 
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dass überhaupt gestritten wird, kann hier-
nach nicht geheim gehalten werden. 

VII. Commercial Courts und Schiedsge-
richte im Vergleich 

Insbesondere mit den Commercial Courts, 
deren Zuständigkeit wie bei den Schiedsge-
richten von den Parteien vereinbart werden 
kann, hat sich die Justiz in Bezug auf Spezia-
lisierung, Effizienz und Internationalität der 
Schiedsgerichtsbarkeit deutlich angenähert. 

Gleichwohl kommt die Wahl eines Commer-
cial Courts nur bei einem der ihm zugewiese-
nen Sachgebiete in Betracht. Im Rahmen von 
Vertragsverhandlungen haben die Parteien 
daher – auch unter Heranziehung landes-
rechtlicher Vorschriften (s. unter III.) – genau 
zu prüfen, ob sich die Zuständigkeit eines ins 
Auge gefassten Commercial Courts über-
haupt sinnvollerweise begründen lässt. 

Darüber hinaus setzt dessen Zuständigkeit ei-
nen Mindeststreitwert von 500.000 Euro vo-
raus (s. unter IV.1.) – ein Umstand, der im 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses oftmals noch 
gar nicht absehbar ist.55 Nicht zu vermeiden 
sein wird daher – selbst bei einer entspre-
chenden Gerichtsstandsvereinbarung der 
Parteien –, dass manche ihrer Streitigkeiten 
vor dem Commercial Court landen, andere 
mangels Erreichen der Streitwertschwelle da-
gegen nicht. Solche Unwägbarkeiten können 
Parteien von der Prorogation eines Commer-

 
55 So auch Wolff, NJW 2025, 1081 (1082); Melin, IWRZ 
2025, 231 (233); Koch, MDR 2024, 1015 (1016). 
56 Harms/Macher, in BeckRA-HdB/Harms/Macher, 12. 
Aufl. 2022, § 7 Rn. 39. 
57 So auch Reichert/Groh, NZG 2023, 1007 (1012). 
58 Dazu, dass selbstständige Beweisverfahren und Ver-
fahren im einstweiligen Rechtsschutz nicht auf Englisch 

cial Courts abhalten. Gleiches gilt für den dro-
henden Sprachenbruch im Rahmen der Revi-
sion vor dem BGH (s. unter VI.2.c)). 

Gerade wenn Parteien viel an der Vertraulich-
keit eines Rechtsstreits liegt und sie starken 
Einfluss auf die Zusammensetzung des Ge-
richts und die Verfahrensgestaltung nehmen 
wollen, bleiben die Schiedsgerichte das Fo-
rum der Wahl. Dass geheimhaltungsbedürf-
tige Informationen in staatlichen Verfahren 
nun besser geschützt werden (s. unter VI.3.), 
ändert nichts daran, dass eine ausnahmslose 
Nichtöffentlichkeit nur bei den Schiedsge-
richten gewährleistet ist. 

Ein Vorzug staatlicher Gerichte besteht dem-
gegenüber darin, dass diese nicht erst konsti-
tuiert werden müssen, was die Einleitung des 
Verfahrens beschleunigen kann. 

Während sich die schiedsgerichtliche Beweis-
aufnahme flexibler gestaltet und ohne Weite-
res auch im Ausland oder mittels Discovery 
erfolgen kann,56 sind Zeugenvernehmungen 
vor staatlichen Gerichten mitunter ergiebi-
ger57 und können dort vom zur Entscheidung 
berufenen Gericht selbst zwangsweise durch-
gesetzt werden. Schiedsgerichte hingegen 
sind hierbei (§ 1050 ZPO), ebenso wie bei 
Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschut-
zes (§ 1041 Abs. 2 ZPO),58 auf die Unterstüt-
zung staatlicher Gerichte angewiesen.59 

geführt werden können, s. Bauer-Gerland, ZIP 2026, 129 
(139). 
59 Der Regierungsentwurf zum Gesetz zur Modernisie-
rung des Schiedsverfahrensrechts (Fn. 7) sieht gewisse 
Einschränkungen der derzeitigen Zurückweisungsbe-
fugnis des staatlichen Gerichts gemäß § 1041 ZPO vor. 
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Staatliche Prozesse verursachen nicht nur we-
gen ihrer Streitwertdeckelung regelmäßig 
geringere Kosten als Schiedsverfahren.60 Dass 
dies im Falle eines langen Instanzenzugs an-
ders sein kann, hat sich bei den Commercial 
Courts durch den Verzicht auf die Berufungs-
instanz relativiert. Sollten die Parteien zudem 
auf das Rechtsmittel der Revision verzichten, 
endet das Gerichtsverfahren sogar schon 
nach einer Instanz. Auf diese Weise lässt sich 
dieses weiter an schiedsrechtliche Verfahren 
angleichen, die üblicherweise keinen mehr-
stufigen Instanzenzug kennen (s. unter IV.3.). 

Nach wie vor ist die staatliche Gerichtsbarkeit 
deutlich im Vorteil, wenn es um die Einbezie-
hung Dritter in den Rechtsstreit geht.61 Ge-
rade in den für Unternehmen oftmals typi-
schen Regresskonstellationen (Lieferkette, 
Organhaftung) ist die Streitverkündung 
(§ 72 ff. ZPO) ein bewährtes Mittel.62 Dritte in 
ein Schiedsverfahren einzubeziehen, bedarf 
dagegen der Zustimmung aller Beteiligten. 

Schließlich lassen sich Gerichtsurteile im In-
land und EU-Ausland ohne Anerkennungs-
verfahren vollstrecken (Art. 39 Brüssel-Ia-
VO),63 während Schiedssprüche einer Voll-
streckbarerklärung bedürfen (vgl. § 1060 
ZPO). Im Nicht-EU-Ausland sind Schiedssprü-
che demgegenüber – dank des New Yorker 
Übereinkommens über die Anerkennung und 

 
60 Mit Rechenbeispiel Harms/Macher, in BeckRA-
HdB/Harms/Macher, 12. Aufl. 2022, § 7 Rn. 12 f. 
61 Harms/Macher, in BeckRA-HdB/Harms/Macher, 12. 
Aufl. 2022, § 7 Rn. 43. 
62 Zur Einbeziehung Dritter in einen englischsprachig 
geführten Prozess s. unter VI.2.b)). 
63 Mit Blick auf die EU, Schweiz, Norwegen und Island 
ist das LugÜ zu beachten, im Verhältnis zum Vereinigten 
Königreich gilt das HAVÜ. 

Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche 
(UNÜ), dem mehr als 170 Staaten beigetreten 
sind – regelmäßig leichter zu vollstrecken. Die 
Vollstreckung staatlicher Titel kann dort in 
der Praxis umständlich und ungewiss sein.64 

Nicht unerwähnt bleiben soll schließlich, dass 
Commercial Courts die vorläufige Vollstreck-
barkeit ihrer Urteile – soweit ersichtlich – ge-
gen Sicherheitsleistung aussprechen (§ 709 
ZPO),65 wohingegen Schiedssprüche ohne Si-
cherheitsleistung vollstreckt werden können 
(§ 708 Nr. 10 ZPO analog).66 

64 So auch Harms/Macher, in BeckRA-HdB/Harms/Ma-
cher, 12. Aufl. 2022, § 7 Rn. 21. 
65 So das Hanseatische OLG (Commercial Court I), Urt. 
v. 27.11.2025 – I CC 1/25 = BeckRS 2025, 43998. 
66 Hierzu und zu Gründen für eine analoge Anwendung 
des § 708 Nr. 10 ZPO auf Urteile der Commercial Courts 
s. Kranzkowski, NZBau 2026, 371 ff. 

Stärken der Schiedsgerichte 

✅ Verfahrensdauer (kein Instanzenzug) 

✅ Nichtöffentlichkeit und Vertraulichkeit 

✅ Gestaltungsfreiheit der Parteien 

✅ Flexibilität der Beweisaufnahme 

✅ Vollstreckung im Nicht-EU-Ausland 

 
Stärken der Commercial Courts 

✅ Verkürzter Instanzenzug mit zulas-
sungsfreier Revision beim BGH 

✅ Verfahrenskosten 

✅ Zwangsmittel und Maßnahmen des 
einstweiligen Rechtsschutzes 

✅ Einbeziehung Dritter 

✅ Vollstreckung im Inland und EU-Aus-
land ohne Anerkennungsverfahren 
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VIII.  Fazit 

Mit dem Justizstandort-Stärkungsgesetz hat 
der Gesetzgeber erste wichtige Schritte un-
ternommen, um Parteien bei großen Wirt-
schaftsstreitigkeiten zeitgemäßere Verfah-
rensmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. 

Darin, dass man sich dabei erklärtermaßen an 
den Bedürfnissen der Wirtschaft orientiert, ei-
nen stärkeren Austausch mit den Parteien 
(etwa zur Verfahrensgestaltung) sucht und 
den Rechtssuchenden insgesamt ein attrakti-
ves „Angebot“ machen möchte, mit dem man 
„um Fälle wirbt“, deutet sich sogar eine ge-
wisse Dienstleistermentalität an.67 

Etablieren sich allen voran die Commercial 
Courts in ihren jeweiligen Sachgebieten in 
den nächsten Jahren als fachkundige und ef-
fiziente Form der Konfliktlösung, dürften sie 
in der Tat eine attraktive Alternative zu den 
Schiedsgerichten darstellen. 

Ob damit auch tatsächlich eine spürbare Ver-
schiebung der Kräfteverhältnisse in der Streit-
beilegung einhergeht, bleibt abzuwarten und 
wird seitens des Gesetzgebers frühestens 
fünf Jahre nach Inkrafttreten des Justizstand-
ort-Stärkungsgesetzes evaluiert werden.68 

Bis dahin ist zu hoffen, dass der Justizstandort 
Deutschland auch in anderen Bereichen – ins-
besondere bezüglich der sachlichen und per-
sonalen Ausstattung der Gerichte sowie der 
Digitalisierung – aufholt.69 Die Commercial 

 
67 Melin, IWRZ 2025, 231 (238); Otte/Lasch, NdsVBl 
2026, 141 (142). 
68 BT-Drs. 20/8649, S. 24. 
69 So auch Otte/Lasch, NdsVBl 2026, 141 (141, 144) un-
ter Verweis auf weitere Reformüberlegungen (Münche-
ner Thesen zum Zivilprozess der Zukunft; Abschlussbe-

Courts und Commercial Chambers haben das 
Potential, hierbei als Blaupause zu dienen. 

Dass demgegenüber auch das deutsche 
Sachrecht (etwa durch Reformierung seines 
AGB-Rechts gemäß §§ 305 ff. BGB) im inter-
nationalen Vergleich derart an Bedeutung 
gewinnt, dass es häufiger zu einer Wahl 
Deutschlands als Gerichtsstandort führt,70 
dürfte kurzfristig nicht zu erwarten sein. 

Die erwähnten Eingangszahlen lassen gleich-
wohl immerhin vermuten, dass Wirtschafts-
streitigkeiten künftig wieder vermehrt vor 
deutschen Gerichten verhandelt werden. 

 

richt der Reformkommission Zivilprozess der Zukunft); 
Wagner, ZEuP 2025, 221 (230 f.) 
70 Diesen Gesichtspunkt zu Recht betonend Wolff, NJW 
2025, 1081 (1087); Wagner, ZEuP 2025, 221 (227, 231 f.); 
Müller, IWRZ 2024, 55 (58); Riehm/Thomas, NJW 2022, 
1725 (1729 f.); Raeschke-Kessler, SchiedsVZ 2023, 158 
(164); Koch, MDR 2024, 1015 (1021). 
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